
Alle diese Maßnahmen dienen dem Ziel, Westdeutsch­
land durch ein ganzes Vertragssystem — vom Marshall­
plan über den Montanunions vertrag bis zu den Verträgen 
von Bonn und Paris — fest an das aggressive Nord- 
atlantikpaktsystem zu ketten, es als militaristischen Staat 
aufzurüsten, um einen neuen Aggressionsherd gegen die 
friedliebenden Völker zu schaffen. Diese Verträge machen 
die Wiedervereinigung Deutschlands unmöglich, enthalten 
dem deutschen Volke einen Friedensvertrag vor und be­
schwören die Gefahr eines neuen Krieges in Europa 
herauf, besonders die Gefahr eines Bruderkrieges 
zwischen den Deutschen.

«
Wenn die imperialistischen Besatzer mit samt ihren 

gelehrten deutschen Lakaien auch von der Souveränität 
der Bundesrepublik sprechen, — unter den Bedingungen 
des EVG-Vertrages kann es keine Souveränität für West­
deutschland geben. Die reaktionären Kräfte haben in 
Westdeutschland die Rechte und die Unabhängigkeit für 
Dollars verkauft. Die Souveränität des westdeutschen 
Separatstaates könnte nur unter der Bedingung der Los­
sagung von der Politik der Westmächte, der Beseitigung 
der Bonner und Pariser Kriegsverträge hergestellt werden.

Auf dem IV. Parteitag sagte Genosse Walter Ulbricht 
im Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees, daß sich 
die Adenauerregierung jetzt, nachdem die Deutsche 
Demokratische Republik die staatliche Souveränität er­
halten hat, in einer für sie höchst unangenehmen Situa­
tion befindet, weil die Erklärung der Sowjetregierung 
vom 25. März die nationale Bewegung bedeutend ver­
stärkt. „Die Adenauerregierung steht vor der Frage“, 
sagte Walter Ulbricht, „entweder ihre Politik zu ändern, 
sich zu Verhandlungen mit der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik bereit zu erklären, oder sie 
entlarvt sich selbst als eine Regierung, die den Weg des 
Krieges beschreitet. Durch eine Politik der Spaltung, des 
Militarismus und der Preisgabe der^ nationalen Inter­
essen Deutschlands würde sie selbst ihr Schicksal be­
siegeln, und keine amerikanische Besatzungsmacht könnte 
eine solche Regierung vor dem Zorn des Volkes retten.“

Schon vier Wochen nach der Souveränitätserklärung 
durch die Sowjetunion mehren sich in allen Kreisen der 
westdeutschen Bevölkerung die Stimmen für eine Politik 
der Verständigung mit der Deutschen Demokratischen 
Republik. Der Kampf der westdeutschen Bevölkerung 
gegen die aggressive Politik des Militarismus kommt in 
der immer stärker werdenden Forderung nach einer 
Volksabstimmung über die Frage „Kriegsverträge oder 
Friedens vertrag?“ zum Ausdruck. Diese Tatsache beweist, 
daß sich die Werktätigen immer mehr ihrer gefahrvollen 
Lage bewußt werden und die Kriegspolitik Adenauers 
verurteilen.

Alle national gesinnten Kräfte in Westdeutschland 
müssen aus der Geschichte der letzten Jahre die Lehre 
ziehen, daß die Herstellung und Festigung der nationalen 
Freiheit und Unabhängigkeit nur auf der Grundlage der 
breiten Entfaltung einer wirklichen Demokratie möglich

ist. Dieser Weg erfordert die Verwirklichung der Bedin­
gungen des Potsdamer Abkommens, die Ausrottung des 
Militarismus mit seinen Wurzeln, die Beseitigung der 
Herrschaft der Monopole, Junker und Kriegsverbrecher.
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Die Deutsche Demokratische Republik hat ihre staat­
liche Souveränität erlangt, weil sie im Zusammenwirken 
mit der Sowjetunion und allen anderen friedliebenden 
Staaten einen demokratischen Staat errichtete, in dem 
eine Arbeiter- und Bauernmacht besteht. Sie hat ihre 
staatliche Souveränität erhalten, weil sie eine echte 
Volkssouveränität verwirklichte, die ihr gerade die 
Durchführung der Bestimmungen des Potsdamer Ab­
kommens ermöglichte. Diese Tatsachen entlarven die 
Hetze gegen das Potsdamer Abkommen, die Behauptung, 
daß dieses Abkommen im Widerspruch zu den Lebens­
interessen und zur Freiheifdes Volkes stehe.

Der IV. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands hat in dem Dokument „Der Weg zur Lösung 
der Lebensfragen der deutschen Nation“ hervorgehoben, 
daß die Souveränität der Deutschen Demokratischen 
Republik den Weg für ganz Deutschland zeigt und alle 
patriotischen Kräfte in Westdeutschland zur Verstärkung 
des Kampfes gegen die Bonner und Pariser Verträge er­
muntert. Dieses historische Dokument zeigt, daß die 
Wiedervereinigung Deutschlands nur erfolgen kann, wenn 
die Deutschen selbst gemeinsam dafür kämpfen, wenn 
alle demokratischen Kräfte das höchste Gebot der 
Stunde — Deutsche an einen Tisch! — verwirklichen.

Deshalb besteht für alle Mitglieder unserer Partei und 
für alle demokratischen Kräfte unserer Republik die 
Aufgabe darin, die imperialistische Propaganda vom 
„Eisernen Vorhang“ zu vernichten und die „amerikanische 
Lebensweise“ in Westdeutschland restlos zu entlarven. Die 
westdeutsche Bevölkerung muß die Wahrheit über die 
Deutsche Demokratische Republik erfahren und sich selbst 
von den demokratischen Errungenschaften in unserer 
Republik überzeugen können.

Nur wenn die Arbeiter, Bauern und die übrigen Werk­
tätigen die Brücken zwischen Ost und West schlagen und 
sich über alle Fragen des gesellschaftlichen Lebens frei 
und offen verständigen, wird es zur Bildung einer Provi­
sorischen Gesamtdeutschen Regierung und zu den von 
ihr durchzuführenden freien Wahlen kommen.

Gerade der 8. Mai, der Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus, sollte das ganze deutsche Volk mahnen und 
verpflichten, alles zu tun, um die Militaristen in West­
deutschland rechtzeitig zu besiegen. Der Hitlerkrieg 
zeigte, wohin die Politik des Militarismus und der Kriegs­
drohung führte und was ein neuer Krieg in ungeheuer 
größerem Ausmaß bringen würde. Die Entwicklung in 
unserer Republik aber läßt erkennen, was für eine Per­
spektive das ganze deutsche Volk haben könnte, wenn 
es den Weg der demokratischen Entwicklung in ganz 
Deutschland erzwingt.
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